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sechzigsten Tagung über den Generalsekretär einen umfas-
senden Bericht über den Stand des Treuhandfonds und insbe-
sondere über die eingegangenen Beiträge und deren Verwen-
dung vorzulegen;

15. beschließt, den Punkt „Folgeaktivitäten zu der Be-
gehung des zweihundertsten Jahrestags der Abschaffung des
transatlantischen Sklavenhandels“ in die vorläufige Tages-
ordnung ihrer siebenundsechzigsten Tagung aufzunehmen.

RESOLUTION 66/115

Verabschiedet auf der 83. Plenarsitzung am 12. Dezember 2011,
ohne Abstimmung, auf der Grundlage des Resolutionsentwurfs
A/66/L.24 und Add.1, eingebracht von: Ägypten, Albanien, Andor-
ra, Argentinien, Australien, Bahamas, Bosnien und Herzegowina,
Brasilien, Burkina Faso, Costa Rica, Dänemark, ehemalige jugo-
slawische Republik Mazedonien, Finnland, Frankreich, Georgien,
Griechenland, Indonesien, Island, Israel, Kasachstan, Liechten-
stein, Litauen, Luxemburg, Madagaskar, Monaco, Mongolei, Mon-
tenegro, Norwegen, Portugal, Republik Moldau, Rumänien, San
Marino, Saudi-Arabien, Schweiz, Senegal, Serbien, Slowenien,
Spanien, Südafrika, Thailand, Timor-Leste, Ukraine, Uruguay, Zy-
pern.

66/115. Globale Gesundheit und Außenpolitik

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 63/33 vom 26. No-
vember 2008, 64/108 vom 10. Dezember 2009 und 65/95
vom 9. Dezember 2010, 

sowie unter Hinweis auf die Ergebnisse der großen Kon-
ferenzen und Gipfeltreffen der Vereinten Nationen im Wirt-
schafts- und Sozialbereich und auf damit zusammenhängen-
den Gebieten, insbesondere soweit sie die globale Gesundheit
betreffen, 

in Bekräftigung des Bekenntnisses zur Erreichung aller
Millenniums-Entwicklungsziele, insbesondere der Ziele 4, 5
und 6, das in dem Ergebnisdokument der Plenartagung der
Generalversammlung auf hoher Ebene über die Millenniums-
Entwicklungsziele „Das Versprechen halten: vereint die Mil-
lenniums-Entwicklungsziele erreichen“105 zum Ausdruck ge-
bracht wurde, und in dieser Hinsicht unter Begrüßung des Be-
richts der Kommission für Information und Rechenschaftsle-
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unter Hinweis darauf, dass entsprechend dem Bericht
der Zwischenstaatlichen Sachverständigengruppe über Kli-
maänderungen von 2007110 die zu erwartenden Belastungen
durch Klimaänderungen wahrscheinlich den Gesundheits-
zustand von Millionen Menschen beeinträchtigen werden,
insbesondere derjenigen mit geringer Anpassungsfähigkeit, 

in Anbetracht der Rolle der Initiative für Außenpolitik
und globale Gesundheit bei der Förderung von Synergien
zwischen Außenpolitik und globaler Gesundheit sowie des
Beitrags der Osloer Ministererklärung111, die durch die Minis-
tererklärung vom 22. September 2010 mit neuerlichen Maß-
nahmen und Verpflichtungen bekräftigt wurde112,

es begrüßend, dass die vierundsechzigste Weltgesund-
heitsversammlung am 24. Mai 2011 die Resolution 64.5 über
die Bereitschaftsplanung für eine Influenzapandemie: Weiter-
gabe von Grippeviren und Zugang zu Impfstoffen und ande-
ren Vorteilen113 verabschiedet hat,

1. nimmt mit Dank Kenntnis von der Mitteilung des
Generalsekretärs114 zur Übermittlung des Berichts der Gene-
raldirektorin der Weltgesundheitsorganisation und den in
dem Bericht enthaltenen Empfehlungen zur Verbesserung der
Koordinierung, Kohärenz und Wirksamkeit der globalen Ge-
sundheitspolitik und betreffend die sozialen Determinanten
von Gesundheit; 

2. fordert dazu auf, der Gesundheit als einem wichti-
gen politischen Querschnittthema auf der internationalen
Agenda mehr Aufmerksamkeit zu widmen;

3. legt den Mitgliedstaaten nahe, den engen Zusam-
menhang zwischen globaler Gesundheit und Außenpolitik
auch weiterhin zu berücksichtigen und anzuerkennen, dass in
Anbetracht der Herausforderungen auf dem Gebiet der globa-
len Gesundheit konzertierte und dauerhafte Anstrengungen
zur weiteren Förderung eines weltweiten politischen Um-
felds, das der globalen Gesundheit nützt, unternommen wer-
den müssen;

4. bittet die Mitgliedstaaten, unter Berücksichtigung
der sozialen Determinanten von Gesundheit einen sek-
torübergreifenden Ansatz zu verfolgen, um so die gesund-
heitlichen Ungleichheiten zu verringern und eine nachhaltige
Entwicklung zu ermöglichen, und betont, dass es dringend
geboten ist, für den letzten Anlauf zur Erreichung der Mil-
lenniums-Entwicklungsziele Maßnahmen hinsichtlich der
sozialen Determinanten zu ergreifen, die wirtschaftliche und
soziale Entwicklung zu schützen und anzuerkennen, wie

wichtig eine lückenlose Versorgung der gesamten Bevölke-
rung durch die nationalen Gesundheitsversorgungssysteme
ist, insbesondere mittels der Mechanismen der primären
Gesundheitsversorgung und des Sozialschutzes, wozu ein
auf nationaler Ebene festgelegter sozialer Basisschutz ge-
hört, damit alle Menschen, insbesondere aus den ärmsten
Bevölkerungsteilen, Zugang zu Gesundheitsdiensten erhal-
ten; 

5. erklärt erneut, dass die Internationalen Gesund-
heitsvorschriften109 als Teil der Notfallmaßnahmen bei Ge-
sundheits- und Umweltproblemen umfassend angewendet
werden müssen;

Gesundheit und Umwelt

6. bekräftigt, dass die Menschen im Mittelpunkt der
Bemühungen um eine nachhaltige Entwicklung stehen und
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12. befürwortet die Ausarbeitung sektorübergreifen-
der Politiken mit dem Ziel, nicht nur die schädlichen Auswir-
kungen des menschlichen Handelns und der Umweltzerstö-
rung, sondern auch die derzeitigen und voraussichtlichen
Auswirkungen des Klimawandels auf die Gesundheit zu be-
grenzen;

13. ermutigt die Mitgliedstaaten, in ihren nationalen
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meinwesen gegen Katastrophen116, namentlich im Gesund-
heitssektor, zukommt; 

28. legt den Mitgliedstaaten nahe, die Programme zur
Bewältigung aller Risiken im Zusammenhang mit gesund-
heitlichen Notsituationen und Katastrophen zu stärken, ein-
schließlich der Verringerung des Katastrophenrisikos, der
Notfallvorsorge und -bewältigung, der Wasser- und Sanitär-
versorgung sowie der Seuchenbekämpfung, und sie in die na-
tionalen und internationalen Gesundheitspläne zu integrieren;

29. fordert die Mitgliedstaaten nachdrücklich auf, ver-
stärkte Anstrengungen zu unternehmen, soweit angebracht,
um die sozialen Determinanten der Anfälligkeit für Katastro-
phen anzugehen und ihren derzeitigen und voraussichtlichen
Folgen für die Gesundheit zu begegnen;

30. unterstreicht, wie wichtig es ist, die Notfallbereit-
schaft der Gesundheitssysteme zu stärken, namentlich durch
Programme für sichere und gut vorbereitete Krankenhäuser
und die Ausbildung von Gesundheitspersonal;

31. legt den Mitgliedstaaten nahe, die lokalen Gemein-
wesen verstärkt in die Katastrophenvorsorge und -bewälti-
gung einzubeziehen, um ihre Widerstandskraft zu stärken;

Folgemaßnahmen

32. fordert die Mitgliedstaaten nachdrücklich auf, bei
der Formulierung ihrer Außenpolitik auch weiterhin Gesund-
heitsfragen zu berücksichtigen;

33. ersucht den Generalsekretär, in enger Zusammen-
arbeit mit der Generaldirektorin der Weltgesundheitsorgani-
sation und unter Beteiligung der maßgeblichen Programme,
Fonds und Sonderorganisationen des Systems der Vereinten
Nationen sowie gegebenenfalls anderer zuständiger multilate-
raler Institutionen und in Absprache mit den Mitgliedstaaten
der Erzeugung und Erhebung vergleichbarer und verlässlicher
Daten über die Zusammenhänge zwischen Gesundheit und
Umwelt sowie zwischen Gesundheit und Naturkatastrophen
hohen Vorrang beizumessen und der Generalversammlung auf
ihrer siebenundsechzigsten Tagung unter dem Punkt „Globale
Gesundheit und Außenpolitik“ einen Bericht vorzulegen, der
Überlegungen zu diesen Zusammenhängen und Empfehlun-
gen zur Verbesserung des Managements der aus Umweltkata-
strophen entstehenden Gesundheitsrisiken enthält. 

RESOLUTION 66/116

Verabschiedet auf der 83. Plenarsitzung am 12. Dezember 2011,
ohne Abstimmung, auf der Grundlage des Resolutionsentwurfs




